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• Einleitung
Der Tod von Wildtieren durch den ersten 
Grünlandschnitt im Frühjahr eines jeden Jah­
res beschäftigt seit langem die Öffentlichkeit.
War das Vermeiden des Mähtodes in der Ver­
gangenheit in der Regel nur ein Thema zwi­
schen einzelnen Landwirten und den dort im 
Revier tätigen Jäger, haben sich seit einigen 
Jahren vielerorts eigenständige Vereine oder 
von den örtlichen Hegeringen oder Kreisjäger­
schaften organisierte Gruppen zur Jungwild­
rettung zusammengefunden. Sie versuchen 
inzwischen an vielen Stellen, regelmäßig im 
Frühjahr Jungwild vor dem Mähtod zu bewah­
ren. Grundstückseigentümer, Landbewirt­
schafter, Jäger und Tierfreunde fragen nach 
der Rechtslage. Deshalb sollen im Folgenden 
neben den Strafbarkeitsrisiken insbesondere 
die jagd­ und tierschutzrechtlichen Aspekte 
der Jungwildrettung behandelt werden. Er­
folgt die Jungwildrettung durch Einsatz von 
Drohnen mit Wärmebildkamera, sind zusätz­
lich die drohnenrechtlichen Besonderheiten 
des Luftverkehrsrechts zu berücksichtigen. 

• Traditionelle Jungwildrettung
Die Jungwildrettung vor dem Mähtod erfolg­
te bis vor wenigen Jahren im Wesentlichen 
durch Vergrämungsmaßnahmen. Diese hat­
ten und haben regelmäßig das Ziel, Wild von 
einer zu mähenden Fläche fernzuhalten oder 
bis zum Mahdzeitpunkt draus zu vertreiben. 
Für in ihrem Bestand gefährdete oder be­
drohte Arten verbietet § 19 a BJagdG zwar die 
unbefugte Beunruhigung an den „Zufluchts­, 
Nist­, Brut oder Ruhestätten.“ In Anbetracht 
des kurz darauf erfolgenden Abmähens der 
Fläche war und ist die vorsätzlich vorge­
nommene Beunruhigung von Wild auf den 
fraglichen Flächen aber gerechtfertigt. Da 
weder Rehwild noch Hasen in ihrem Bestand 
gefährdet sind, betrifft das Verbot des § 19 a 
BJagdG ohnehin nur meist nicht im Fokus der 
Jungwild rettung stehende Wildarten.
Anders als die geschilderten Vergrämungs­
maßnahmen führt das Absuchen der Flächen 
mit einem dafür geeigneten Jagdhund neben 
der gewünschten Vergrämung häufig auch 
zum Auffinden und zeitweiligen Bergen von 
Jungwild. In dieser Situation stellt sich zu­
nächst konkret die Frage, wer Jungwild – und 
sei es auch nur kurzfristig – überhaupt in Be­
sitz nehmen darf.
Gemäß § 1 Abs. 4 BJagdG erstreckt sich die 
Jagdausübung auf das Aufsuchen, Nachstel­
len, erlegen und Fangen von Wild. „Fangen“ 
i.S.d. § 1 Abs. 4 BJagdG meint den Zugriff auf 

ein Wildtier, um es lebend in Besitz zu neh­
men. Motiv und Zweck des Fangens sind uner­
heblich.  Der Tatbestand  des Fangens ist auch 
dann verwirklicht, wenn von Vornherein  nur 
eine kurzfristige  Inbesitznahme beabsichtigt 
war und das Wildtier alsbald wieder frei ge­
lassen werden soll. Nach dieser Definition war 
und ist das Absuchen von zu mähenden Flä­
chen mit dem Jagdhund zum Auffinden und 
kurzfristigen Inbesitznehmen von z.B. Reh­
kitzen und Junghasen als Jagdausübung i.S.d.  
§ 1 Abs. 4 BJagdG zu qualifizieren. Diese Qua­
lifikation ist entscheidend für die Frage, wer 
überhaupt in Deutschland Jungwild retten 
darf. Fangmaßnahmen durch danach Unbe­
fugte stellen selbst bei der guten Absicht der 
gewollten Wildtierrettung einen Eingriff in 
ein fremdes Jagdrecht dar und verwirklichen 
damit den Tatbestand der Wilderei gemäß § 
292 Abs. 1 Strafgesetzbuch (StGB). 

• Rechtsrisiken des Landbewirtschafters
Die Rechtsprechung hat sich in der Vergan­
genheit mehrfach mit den rechtlichen Risiken 
der die Flächen bewirtschaftenden Landwirte 
im Zusammenhang mit der Jungwildrettung 
befassen müssen. 
Verurteilungen sowohl der Landbewirtschaf­
ter als auch des von ihnen eingesetzte Perso­
nals gemäß § 17 TierSchG erfolgten demnach 
oft schon wegen unterlassener Information 
über die beabsichtigte Grünlandmahd ge­
genüber dem Jagdausübungsberechtigten. 
Weil der Landbewirtschafter durch den von 
ihm selbst beabsichtigten oder beauftragten 

Grünlandschnitt die Gefährdungslage erst 
schafft und gleichzeitig der rettungswillige 
Jagdausübungsberechtigte den Mahdtermin 
ohne entsprechende Information nicht ken­
nen kann, waren diese Entscheidungen auch 
folgerichtig. 
In der Praxis gibt es regelmäßig Diskussionen 
zwischen dem Landbewirtschafter und dem 
Jagdausübungsberechtigten über die Recht­
zeitigkeit der entsprechenden Information. 
Einerseits hängt für den Landbewirtschaf­
ter die Durchführung des Grünlandschnittes 
vom Wetter, vom Umfang der zu mähenden 
Flächen und den technischen Kapazitäten ab. 
Gleichzeitig hat ein Jagdausübungsberech­
tigter möglicherweise bei gutem Mähwetter 
in seinem Revier mit mehreren mähwilligen 
Landwirten zu tun und mangelt es ihm aktuell 
an ausreichender personeller oder sachlicher/
technischer Unterstützung. Eine rechtliche 
Bewertung, ob die Information des Landbe­
wirtschafters an den Jagdausübungsberech­
tigten rechtzeitig erfolgte, kann deswegen 
nur im Einzelfall nach der konkreten Situation 
getroffen werden. Es bleibt abzuwarten, ob 
die Rechtsprechung zu dieser Frage zukünftig 
Maßstäbe entwickelt.

• Moderne Jungwildrettungsmaßnahmen
Wie eingangs angesprochen, findet seit weni­
gen Jahren Jungwildrettung vor dem Mähtod 
auch mit modernster Technik statt, insbeson­
dere durch den Einsatz von Drohnen mit Wär­
mebildkamera. Dabei fliegt ein geschulter 
Drohnenpilot die zu mähende Grünlandfläche 
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in den frühen Morgenstunden mittels einer Wärmebildkamera auf 
der Suche nach Jungwild ab. Ist auf dem Monitor eine Wärmequelle 
lokalisiert, tragen weitere Teammitglieder das aufgefundene Jung­
wild oder Gelege aus der gefährdeten Fläche heraus und stellen es 
bis zum Ende des Mahdvorgangs sicher. 
Anders als bei den traditionellen Vergrämungsmaßnahmen dient 
der Einsatz der Drohne mit Wärmebildkamera also gezielt dem Auf­
spüren und dem anschließenden Fangen sowie der mehr oder we­
niger kurzfristigen Inbesitznahme von Jungwild und Gelegen. Die 
erklärte Absicht, Jungwild – und sei es auch nur kurzfristig – zu fan­
gen, macht – auch bereits angesprochen – diese Jungwildrettungs­
maßnahme zur Jagdausübung i.S.d. § 1 Abs. 4 BJagdG. Diese recht­
liche Qualifizierung als Jagdausübung entfällt auch nicht dadurch, 
dass das Jungwild auf jeden Fall im Anschluss wieder in Freiheit ent­
lassen wird und sich danach das Muttertier (Ricke) wieder um den 
eigenen Nachwuchs kümmern kann. Diese Auslegung entspricht 
nicht nur dem Wortlaut des § 1 Abs. 4 BJagdG, sondern auch dessen 
Zielrichtung: Jagdausübung soll regelmäßig ausschließlich durch ei­
nen ausweislich seines gültigen Jagdscheins qualifizierten und ver­
sierten Jäger und nur aufgrund des ihm übertragenen Jagdrechts 
(als Inhaber einer Eigenjagd, Jagdpächter oder Begehungsscheinin­
haber) ausgeführt werden. Nur dann ist gerade im Hinblick auf die 
Jungwildrettung auch die erforderliche Fachkunde sichergestellt.
Aktuell verfügen die wenigsten Jagdausübungsberechtigten für ihr 
konkretes eigenes Revier über entsprechende Technik. Schon we­
gen der hohen Anschaffungskosten von mehreren tausend Euro 
und des erforderlichen Einsatzes mehrerer Teammitglieder arbei­
ten Jungwildrettungsteams deshalb regelmäßig revierübergrei­
fend. Entsprechend sind die Jagdausübungsrechte diverser Revier­
inhaber zu berücksichtigen, und zwar möglicherweise gleichzeitig 
bei einem morgendlichen Einsatz in mehreren Jagdrevieren.
Soweit ein jagdausübungsberechtigter Revierinhaber bei den mor­
gendlichen Drohneneinsätzen nicht jeweils in seinem eigenen 
Jagdbezirk persönlich anwesend ist, muss mindestens ein Mitglied 
eines im Einsatz befindlichen Jungwildrettungsteams über einen 
schriftlichen Begehungsschein für das konkrete Revier und zwin­
gend über einen gültigen Jagdschein verfügen. Ansonsten würde 
sich der im Tierschutzsinne gut gemeinte Drohneneinsatz regelmä­
ßig als Verstoß gegen ein fremdes Jagdausübungsrecht darstellen. 
Ein entsprechender Begehungsschein kann privatschriftlich erteilt 
werden, bedarf aber der Unterzeichnung aller Revierinhaber. 
Neben der jagdrechtlichen Genehmigung der Einsätze müssen 
Jungwildretter zusätzlich tierschutzrechtliche Vorgaben berück­
sichtigen. § 13 Abs. 1 TierSchG verbietet das Fangen von Wirbeltie­
ren, wenn damit die Gefahr vermeidbarer Schmerzen, Leiden oder 
Schäden für Wirbeltiere verbunden ist. Wie erörtert, ist durch den 
Einsatz von Drohnentechnik und Wärmebildkamera das Fangen von 
Jungwild gerade beabsichtigt. Um § 13 Abs. 1 TierSchG zu genügen, 
müssen das Fangen und die anschließende zeitweilige Unterbrin­
gung deswegen der guten fachlichen Praxis entsprechen; Schmer­
zen, Leiden oder Schäden sind – soweit möglich – zu vermeiden.
Schon darum sollten ausschließlich kundige Personen, die sowohl 
im Umgang mit Wildtieren geschult als auch mit geeignetem  
Material ausgestattet sind, das Fangen durchführen. Die zeitweilige 
Unterbringung darf insbesondere nicht dazu führen, dass die Mut­
tertiere das Jungwild im Anschluss nicht wieder annehmen.

• Rechtsrisiken des Jagdausübungs berechtigten
Verurteilungen wegen Verstoß gegen § 17 TierSchG sind bisher nur 
gegen Landbewirtschafter bekannt. Rechtlich weitgehend noch 
ungeklärt sind die rechtlichen Risiken für den Jagdausübungsbe­
rechtigten (JAB), wenn er trotz rechtzeitiger Information über den 
bevorstehenden Mähdtermin die ihm zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten für eine Rettung des Jungwildes unterlässt. Es stellt 
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sich also die Frage, ob ein JAB ohne rechtliche 
Konsequenzen untätig bleiben kann, wenn 
die Wiesenmahd beginnt oder ob er schon 
aufgrund der in § 1 BJagdG postulierten Hege­
verpflichtung tätig werden muss.
Die Hegeverpflichtung des § 1 Abs. 1 Satz 
2 BJagdG richtet sich nicht nur an die Re­
vierinhaber, sondern an alle Inhaber des 
Jagdrechtes und damit auch an die einzel­
nen Grundstückseigentümer bzw. Jagdge­
nossen in einem Jagdrevier. Unter die Hege­
verpflichtung fallen nicht nur die in § 1 Abs. 
2 BJagdG genannten konkreten Aufgaben, 
sondern allgemein die nachhaltige Nutzung 
vorhandener Ressourcen als Grundlage einer 
modernen Jagdbewirtschaftung. Die Hege­
verpflichtung wird für jeden einzelnen Jäger 
ergänzt und konkretisiert durch die in § 1 Abs. 
3 BJagdG verlangte Beachtung der „allgemein 
anerkannten Grundsätze deutscher Weidge­
rechtigkeit.“ Der Begriff und die Reichweite 
dieser Grundsätze ist im Einzelnen umstrit­
ten. Traditionell wird § 1 Abs. 3 BJagdG als 
„magna carta der Jagd“ verstanden. Dazu ge­
hört  insbesondere auch das von jedem Jäger 
zu erwartende ethische Verhältnis zum Wild. 
Bei Verletzung dieser Grundsätze kann ein 
Jagdschein versagt oder entzogen werden (§ 
17 Abs. 3 Nr. 4 BJagdG).
Zu diskutieren bleibt, ob eine unterlassene 
Jungwildrettung durch den JAB oder auch 
durch einen damit beauftragten Mitjäger,  
z. B. einen Begehungsscheininhaber, zum Ver­
sagen des Jagdscheins führen kann. § 17 Abs. 
2 Nr. 4 BJagdG sieht vor, dass der Jagdschein 
versagt werden kann, wenn gegen die Grund­
sätze des § 1 Abs. 3 BJagdG, also die bereits 
angesprochenen allgemeinen Grundsätze 
deutscher Weidgerechtigkeit, „schwer oder 
wiederholt“ verstoßen worden ist.
Unter dem unbestimmten Rechtsbegriff der 
Weidgerechtigkeit werden sowohl die ge­
schriebenen als auch die ungeschriebenen 
Gesetze und Regeln über die Ausübung der 
Jagd und insbesondere auch zum Schutz des 
Wildes verstanden. Der Gedanke des Tier­
schutzes sowie des Natur­ und Artenschutzes 
soll bei jeder jagdlichen Betätigung Leitge­
danke sein. Zusammenfassend wird von der 
ethischen Einstellung des Jägers gegenüber 
dem ihm anvertrauten Wild gesprochen. Fin­
det das Verhältnis des Menschen zum Tier im 
Tierschutzgedanken im Allgemeinen seinen 
Niederschlag, wird vom Jäger wegen seines 
besonderen ethischen Verhältnisses zum 
Wild weitergehendes weidgerechtes Verhal­
ten erwartet. Wie bei anderen unbestimmten 
Rechtsbegriffen auch, folgen das Verständnis 
und die Auslegung des Begriffs der Weidge­
rechtigkeit den sich wandelnden Anschauun­
gen und hier insbesondere „dem Verhältnis 
der Menschen zum Tier und zur Natur unter 
Berücksichtigung des Zeitgeistes und den 
Ergebnissen der jagdwissenschaftlichen und 

biologischen Forschung.“ Nach einer seit 
Jahrzehnten vertretenen Auffassung ist der 
Tierschutzaspekt eine der tragenden Säulen 
der Weidgerechtigkeit. Unnötige Qualen sind 
dem Wild weitestmöglich zu ersparen. Dieses 
Gebot reicht über die reine Jagdausübung und 
ihre unmittelbaren Folgen hinaus. § 22 a Abs. 1 
BJagdG beinhaltet eine Erlegungspflicht nicht 
nur für krankgeschossenes, sondern auch für 
schwer krankes Wild, z. B. aufgrund eines 
durch Dritte verursachten Verkehrsunfalls. 
Aus demselben Tierschutzgedanken ergibt 
sich im Bundesjagdgesetz eine Nachsuche­
pflicht sowohl für krankgeschossenes als für 
schwerkrankes Wild. In diesen Fällen ist sogar 
unter engen Umständen ein Überschreiten 
der Reviergrenze erlaubt und geboten. Ist dem 
Jagdausübungsberechtigten seine Pflicht zur 
Nachsuche und die Zumutbarkeit zu einem 
normengemäßen Verhalten bewusst, stellt 
jedenfalls das Unterlassen einer Nachsuche 
eine Straftat nach § 17 Nr. 2 a TierSchG dar.
Der Tierschutzgedanke hat in der Gesellschaft 
seit Jahrzehnten einen immer breiteren Raum 
eingenommen und hat als Staatszielbestim­
mung (Art. 20 a GG) inzwischen sogar Ver­
fassungsrang. Die Grundgesetzänderung im 
Jahr 2002 führte entgegen einer vereinzelt 
gebliebenen Stimme  nicht zu einem Verwer­
tungswiderspruch zwischen den jagdrechtli­
chen Bestimmungen und dem neuen Staats­
ziel. Das neue Staatsziel findet vielmehr in 
den schon bisher praktizierten und zukünf­
tig fortzuentwickelnden Grundsätzen der 
Weidgerechtigkeit ihre einfachgesetzliche 
Ausprägung. Bereits vor der Änderung des 
Grundgesetzes im Jahr 2002 galt nämlich und 
gilt bis heute gemäß § 1 Satz 2 TierSchG das 
generelle Verbot, Tieren ohne vernünftigen 
Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zu­
zufügen. Diese Regelung verbietet nicht jede 

Beeinträchtigung; es geht vielmehr um die 
Vermeidung willkürlicher Schädigungen von 
Tieren „ohne einen vernünftigen Grund“. Bei 
§ 1 Satz 2 TierSchG handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff. Die korrekte 
Jagdausübung (unter Beachtung des Eltern­
tierschutzes, der Schonzeiten, der sachlichen 
Verbote des § 19 BJagdG usw.) ist als ver­
nünftiger Grund für das Töten von Wild seit 
Jahrzehnten anerkannt. Im Übrigen: Auch 
die Ausübung der Landwirtschaft entspre­
chend guter fachlicher Praxis als Form legiti­
mer Landnutzung zählt zu den „vernünftigen 
Gründen“, auch wenn damit eine versehent­
liche Schädigung von Wirbeltieren nicht aus­
geschlossen werden kann. Gleichzeitig drängt 
sich die Frage auf, ob ein „vernünftiger Grund“ 
i. S. d. § 1 TierSchG jedenfalls dann fehlt, wenn 
tatsächlich zur Verfügung stehende Möglich­
keiten der Jungwildrettung vorsätzlich oder 
grob fahrlässig nicht genutzt werden. Unter 
diesen Gesichtspunkten
• bestätigt sich zunächst die vorstehend er­

folgte Einschätzung der Rechtsrisiken des 
Landbewirtschafters, der nämlich zukünf­
tig auch den Anforderungen an die einzu­
haltende gute fachliche Praxis sicherlich nur 
dann gerecht wird, wenn er unter Angabe 
der konkreten Fläche und des konkreten 
Mahdtermins Jagdausübungsberechtigte 
zeitgerecht über die bevorstehende Mahd 
informiert,

• erweist sich im Übrigen das Risiko für den 
Jagdausübungsberechtigten, dass ihm der 
Jagdschein vorenthalten oder aber entzo­
gen wird, wenn er angemessene Maßnah­
men zur Jungwildrettung unterlässt, als 
erheblich. 
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